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WO IST DIE TASKFORCE GEGEN DEN KONSEQUENTEN KASSENDRUCK

Von Stefan Block

„Scotty – Energie!“ – So schätzen Krankenkas-
sen unsere Reisefähigkeit in der ambulanten 
Pflege ein. Wir sind einfach immer da (per Be-
amer)! Wegeaufwand wird nicht als real aner-
kannt. Da kritisiert in einer der letzten Ausgaben 
von CAREkonkret der „Barmer-Chef“ in Hamburg 
die Wegepauschalen und empfiehlt den Diensten, 
sich an Freiwilligenbüros zu orientieren, sich also 
im Quartier zu verankern und dann eben „immer 
vor Ort“ zu sein. Das würde ich gerne auch mal für 
die Schlüsseldienste, Klempner und andere Hand-
werker öffentlich diskutieren, bei denen die „An-
fahrtspauschalen“ ein vielfaches der Summen der 
Pflege ausmachen. 

Was geht da also in einem solchen Managerkopf 
vor? Ist Herrn Liedkte so weltfremd, dass er sich 
nicht selbst ausrechnen kann, dass mit einer Ein-
satzpauschale die Arbeitszeit vom Pflegebüro zum 
Pflegekunden und die Verbrauchskosten der Mo-
bilität, von der ÖVB Fahrkarte bis zum Benzinver-
brauch vergütet wird? Er sollte sich mal im städ-
tischen Raum mit einem Fahrzeug bei 20 bis 30 
Einsätzen in sechs Stunden bewegen. Im Stau 
um 7.30 Uhr stehen. Einen Parkplatz in einer ver-
schneiten Straße suchen. In einem mehrstöckigen 
Haus vom Haupteingang, über den Fahrstuhl bis 
zur Kundentür bewegen und dort eventuell ohne 
Kundenschlüssel längere Zeit auf die Türöffnung 
warten, da der pflegende Ehepartner selbst an 
Parkinson erkrankt ist und mehrere Minuten bis 
zur Tür benötigt. 

Alle diese (Zeit)Leistungen sind innerhalb der Ein-
satz- oder Wegepauschale abzudecken. In Bremen 

gibt es dafür aktuell pauschal 3,39 Euro. Damit 
müssen alle Kosten gedeckt werden! 

Auf diesen „unverschämt“ hohen Kosten reiten 
die Kassen seit über 20 Jahren herum und wol-
len sie „weg-verhandeln“, da diese Aufwendun-
gen in den sowieso zu üppigen Leistungspreisen 
eigentlich bereits enthalten sind. Für eine „große 
Morgentoilette“ gibt es in Bremen aktuell 23,14 

Euro inkl. Investitionsaufwand. Dafür ist also 
eine Dusch- oder Wannenbad-Aktion zu leisten 
... inklusive komplettem Wegeaufwand? Das soll 
mir der Barmer-Chef mal unter den Anforderun-
gen von Qualität, Leistungsdokumentation, Kun-
denorientierung, aktivierend und wertschätzend 
vormachen!

Es ärgert mich seit vielen Jahren, wie wenig re-
alitätsnah und praxisorientiert die „Rennpflege“ 
von den Kassen systematisch erzwungen wurde 
und wird. Die Verantwortung für Fehler, Probleme, 
Schlechtleistungen gehen dann aber immer zu 
100 Prozent in Richtung der Pflegedienste. 

Wo ist denn endlich die Taskforce gegen diesen 
konsequenten Kassendruck? Wann werden end-
lich auch mal die Pflegekräfte von der Politik ge-
gen solche „Sparkulturen“ geschützt? Letztlich 
geht das alles auf Kosten der pflegebedürftigen 
Menschen, da eben die eigentlich für sie gedachte 
Zeit für Wege, Papier und „künstliche Zerwaltung“ 

drauf geht ... und die Pflege dann mit den restli-
chen Ressourcen geleistet werden muss. Wann 
wird endlich Klarheit geschaffen, ob wir einen 
Pflegemarkt auch echt leben, oder weiterhin „Kas-
sensozialismus“ betreiben wollen? Im Grunde 
sollten wir alle das gleiche Ziel haben: eine wür-
devolle, wertschätzende Pflege der betroffenen 
Versicherten!
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Hausnotrufsystem

Anteilige Kosten
Detmold // Die private Pflegeversi-
cherung einer an Demenz erkrankten 
Versicherten muss sich entsprechend 
den vertraglichen Bestimmungen an 
den Kosten für ein Hausnotrufsys-
tem beteiligen. Dies entschied das 
Sozialgericht Detmold, bereits im 
letzten Jahr .Dem Fall lag folgender 
Sachverhalt zugrunde: Die 1928 ge-
borene privat pflegeversicherte Klä-
gerin war trotz ihrer Demenz noch in 
der Lage, eigenständig in einer alters-
gerechten Wohnanlage zu leben. Die 
Pflegeversicherung lehnte es jedoch 
ab, sich an den Kosten für ein Haus-
notrufsystem beteiligen.

Das Sozialgericht Detmold gab 
der hiergegen gerichteten Klage 
statt. Die beklagte Pflegeversiche-
rung könne sich laut Gericht nicht 
darauf berufen, dass das Notrufsys-
tem von der Klägerin nicht bedient 
werden könne und daher nicht not-
wendig sei. Aus den von der beklag-
ten Pflegeversicherung eingeholten 
Gutachten ergaben sich keine Fest-
stellungen, die gegen eine Nutzung 
des Hilfsmittels sprachen. Bis zum 
Umzug in ein Pflegeheim im Feb-
ruar 2016 sei die Klägerin jeden-
falls in der Alltagskompetenz nicht 
so erheblich eingeschränkt gewesen, 
dass die Nutzung eines Hausnotru-
fes nicht möglich gewesen wäre. Viel-
mehr diente dieses Hilfsmittel einer 
selbstständigen Lebensführung und 
der Pflegeerleichterung.
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Nachtpflege

Welcher Zuschlag ist für Nachtarbeit ist angemessen?
Nach dem Arbeitszeitengesetz steht dem Arbeitnehmer 

für die Arbeit zwischen 23 und 6 Uhr ein entsprechender 

Zuschlag zu. Doch was ist für Pflegedienste angemessen?

Von Ralph Wißgott

Winsen(Aller) // Nach § 6 Abs. 5 des 
Arbeitszeitgesetzes hat der Arbeitge-
ber dem Nachtarbeitnehmer (in der 
Zeit von 23.00 bis 6.00 Uhr) eine an-
gemessene Zahl bezahlter freier Tage 
oder einen angemessenen Zuschlag 
auf das ihm hierfür zustehende Brut-
toarbeitsentgelt zu gewähren. 

Nun stellte sich in der Vergangen-
heit die Frage, welcher Zuschlag denn 
angemessen ist. Das Bundesarbeits-
gericht hat mit Urteil vom 9. Dezem-
ber 2015 (10 AZR 423/14) Im Falle ei-
nes LKW-Fahrer entschieden, dass 
25 Prozent Zuschlag auf den Brutto-
arbeitslohn bzw. die entsprechende 
Anzahl an freien Tagen, bei Dauer-
nachtarbeit 30 Prozent als angemes-
sen anzusehen sind.

Im Bereich der Pflege sind davon 
beispielsweise vollstationäre Einrich-
tungen betroffen, aber auch ambu-
lante Pflegedienste, die ihre Touren 
vor 6.00 Uhr beginnen und natürlich 
intensivpflegerische Versorgungen.

Eine Frage der Angemessenheit

Das Arbeitsgericht in Dortmund hat 
am 14. Februar 2017 jedoch entschie-
den, dass dem Kläger, einem Zei-
tungszusteller, „lediglich“ zehn Pro-
zent zustehen.

Dieses Urteil wirft nun erneut 
die Frage nach der Angemessenheit 
auf, hatten sich doch viele Arbeitge-
ber, aber auch Arbeitnehmer auf das 
BAG Urteil aus Ende 2015 berufen 
bzw. sich danach gerichtet.

Aber nicht nur Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer interessieren sich für 
die Höhe des Nachtzuschlages, son-
dern auch die Deutsche Rente. Denn 
Zuschläge in Höhe von bis zu 25 Pro-
zent in der Zeit von 20.00 bis 06.00 
Uhr und bis zu 40 Prozent, wenn die 
Nachtarbeit nach 00.00 Uhr aufge-
nommen wird, sind steuer- und so-
zialversicherungsfrei. Allerdings nur 
dann, wenn es sich um tatsächlich 
geleistete Arbeit handelt.

Zuschläge auch bei Krankheit?

Befindet sich der Mitarbeiter im Ur-
laub oder ist krank, so ist er im Rah-
men des Entgeltfortzahlungsgesetzes 
so zu stellen, als hätte er gearbeitet, 
sprich er hat weiterhin Anspruch auf 
die Zuschläge. Da es sich dann aber 
nicht mehr um tatsächlich geleistete 
Arbeit handelt, entfällt die Steuer- und 
Sozialversicherungsfreiheit, sprich die 
Abgaben sind zu entrichten.

Das kann dann bei Nichtbeach-
tung zu ganz empfindlichen Nach-
zahlungen und Strafen für den Ar-
beitgeber führen. Doch was ist der 

angemessene Zuschlag für Nachtar-
beit durch eine Pflegekraft?

Das Urteil aus Dortmund schafft 
nun wieder Unsicherheit. Zwar hat 
der Kläger Revision, mit Blick auf 
das BAG Urteil, angekündigt, den-
noch wissen wir heute nicht, wie 
das Landesarbeitsgericht entschei-
den wird. Selbst wenn es erneut 
bis zum Bundesarbeitsgericht ge-
hen sollte, ist unklar, ob das BAG im 
Falle des Zeitungszustellers genau so 
entscheiden würde wie im Falle des 
LKW-Fahrers.

Wer als Arbeitgeber in der Pflege, 
so gut es eben geht, auf der siche-
ren Seite stehen möchte, wählt im 
Zweifel eher den höheren Zuschlag, 

muss jedoch auch die damit verbun-
dene „bittere Pille“ schlucken, dass die 
Lohnfortzahlung der Zuschläge abga-
benpflichtig ist und bei Dauernacht-
arbeit ein Zuschlag von 30 Prozent, 
wenn die Arbeit vor 00.00 Uhr begon-
nen wurde, ebenfalls voll steuer- und 
sozialversicherungspflichtig ist.

Abgabenfreier Nettozuschlag

Das erfreut sicher auch nicht den 
Mitarbeiter, dem im Zweifel der ab-
gabenfreie „Nettozuschlag“ deutlich 
lieber sein dürfte, als „normaler“ ab-
gabenpflichtiger Lohn.

An dieser Stelle sei nochmals da-
rauf hingewiesen, dass der Gesetzge-

ber mit dem PSG 3, die Regelungen zu 
den Pflegesatzvereinbarungen, am-
bulant wie stationär, so gefasst hat, 
dass Gehälter bis zur Höhe von tarif-
vertraglich vereinbarten Löhnen von 
den Kassen nicht als unwirtschaftlich 
zurückgewiesen werden dürfen.

Erhöhte Lohnkosten können so-
mit „eins zu eins“ in die Vergütungs-
vereinbarung einfließen. Die Voraus-
setzung hierfür ist jedoch, dass die 
Einrichtung den Weg der Einzelver-
handlung wählt.

ee Ralph Wißgott leitet die  
Unternehmensberatung  
Wißgott in Winsen (Aller) 
uw-b.de
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